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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dr. Narjes, Dr. Marx, Dr. MQIier^Hermahn, 
Dr. Kunz (Weiden), Ey und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
-Drucksache7/5656- 

betr. Verletzung des EWG-Vertrages durch die Bundesrepubiik 


Der Bundesminister für Wirtschaft - V C 4 - 49 42 25/7 ~ hat 
mit ScÄireiben vom 11. August 1976 namens der Bundesregie- 
rung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Trifft es zu, daß die Kommission der Europäisdien Gemeinschaft 
inzwischen ein Vertragsverletzungsverfahren gemäß Artikel 169 
EWG- Vertrag u. a. gegen die Bundesrepublik Deutschland we- 
gen Verletzung des die ausschließliche Gemeinschaftszuständig- 
keit für Exportkreditbedingungen begründenden Artikels 13 
EWG-Vertrag eingeleitet hat? 

Es trifft zu, daß die Kommission der Europäis(±ien Gemeinschaf- 
ten gegen die Bundesrepublik Deutschland ebenso wie gegen 
Großbritannien, Frankreich und Italien ein Verfahren nach 
Artikel 169 EWG-Vertrag unter dem Gesichtspunkt einer Ver- 
letzung des Gemeinschaftsrechts wegen ihrer Beteiligung an 
einem Konsens über Exportkreditbedingungen eingeleitet hat. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß unbesdiadet des klaren 
Wortlauts des EWG-Vertrages auch ein Gutachten des Euro- 
päischen Gerichtshofes aus dem Jahre 1975 die ausschließliche 
Gemeinschaftszuständigkeit für Exportkreditangelegenheiten 
festgestellt hat? 

Der Bundesregierung ist das Gutachten des Europäischen Ge- 
richtshofes vom 11. November 1975 bekannt, wonach internatio- 
nale Abkommen mit Drittländern im Bereich der Exportkredite 
nur von der Gemeinschaft abgeschlossen werden dürfen. Das 
Gutachten besagt jedoch nicht, daß der gesamte Bereich der 
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Exportkredite in die ausschließliciie Zuständigkeit der Gemein- 
schaft fällt. 


3. Wie kann die Bundesregierung es rechtfertigen, daß sie durch 
ihre Mitwirkung an der erwähnten Exportkreditvereinbarung 
absichtlich gegen unzweideutiges Gemeinschaftsredit verstoßen 
hat? I ‘ 

Die Bundesregierung hat weder dem EWG-Vertrag noch dem 
Gutachten des EuGH zuwidergehandelt. 

Richtig ist, daß im Gefolge der Diskussion von Rambouillet auf 
dem Gebiet der Exportkreditversicherung und -finanzierung 
übliche informelle Kontakte zu einer Selbstdisziplin im Bereich 
der Exi>ortkreditbedingungen geführt haben. Es handelt sich 
um den ersten Schritt einer Angleichung der internationalen 
Wettbewerbsbedingungen in diesem Bereich mit dem Ziel, den 
weltweiten Wettlauf um günstige Exportkreditbedingungen zu 
begrenzen. Die Bundesrepublik hat als eines der größten Export- 
länder hieran ein vitales Interesse. Sie hat daher beschlossen, 
zunächst für eine Versuchsperiode von einem Jahr sich entspre- 
diend dem Vorgehen anderer Exportländer ohne jede völker- 
rechtliche Verpflichtung allein auf nationaler Ebene an eine 
gewisse Disziplin bei der Genehmigung von Exportkreditkon- 
ditionen zu halten. 

Die Bundesregierung hätte es gerade aus diesem eigenen Inter- 
esse begrüßt, wenn es zu einer völkerrechtlich verbindlichen 
Vereinbarung gekommen wäre, die dann selbstverständlich von 
der Gemeinschaft abzuschließen gewesen wäre. Da das jedoch 
nicht erreichbar war, hat sich die Bundesregierung besonders 
nachdrücklich - wie von allen Beteiligten anerkannt - um einen 
integrationsfördernden Kompromiß bemüht, über den jedoch 
im Rat keine Einigung erzielt werden konnte. Sie setzt sich 
dennoch auch weiterhin für ein geschlossenes Vorgehen der 
Gemeinschaft ein.. 

Demnach trifft es nicht zu, daß zwischen den vier EG-Ländern 
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbritannien sowie 
Italien und den USA und Japan ein Abkommen über Export- 
kredite geschlossen worden ist. Es ist deshalb auch unrichtig, 
daß eiU derartiges Abkommen außerhalb des gemeinschaft- 
lichen EG-Verfahrens züstandegekommen wäre. Einer interna- 
tionalen Vereinbarung auf diesem Gebiet würde die Bundes- 
regierung nur dann zustimmen, wenn sie unter Beachtung der 
Vorschriften des EWG-Vertrages und der vom Europäischen 
Gerichtshof hierzu gegebenen AusleguUg von der Gemeinschaft 
abgeschlossen würde. 

Im übrigen hat die EG-Kommission im März 1976 selbst bestä- 
tigt, daß die möglichst schnelle Realisierung der Selbstdisziplin 
auf dem Gebiet der Exportkredite im Interesse der Gemein- 
schaft liegt und daß dieser erste Schritt vor Abschluß einer völ- 
kerrechtliche V erp f lichtungen begründenden, internationalen 
Vereinbarung eine Versüchsperiode erfordert. 
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4. Wie kann die Bundesregierung ihren groben Verstoß gegen 
das Gemeinschaftsrecht mit ihrer Verpflichtung zur Vertrags- 
treue und mit ihren wiederholten, teilweise in feierlicher Form 
abgegebenen Erklärungen vereinbaren, wonach sie die Euro- 
päische Gemeinschaft festigen und fortentwickeln wolle und als 
Grundlage der Einigung Europas betrachte? 


Aus den bisherigen Antworten ergibt sich, daß nach Auffassung 
der Bundesregierung kein Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht 
vorliegt. Die realisierbaren Bemühungen der Bundesregierung 
auch auf diesem Gebiet dienen der Festigung und Fortentwick- 
lung der europäischen Integration. 
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